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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
Für ein wirtschaftspolitisches Comeback von Nordrhein-Westfalen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Nach bald vier Jahren Regierungsverantwortung von CDU und Grünen lässt sich ein desas-
tröses Fazit der schwarz-grünen Wirtschaftspolitik in Nordrhein-Westfalen ziehen. Die 
Rezessionsjahre haben Spuren hinterlassen, ein nachhaltiger Aufschwung ist weiterhin nicht 
in Sicht. Hohe Energiekosten, fehlende Fachkräfte, ein Bürokratiedschungel, marode Infra-
struktur, unzureichende Zukunftsinvestitionen und fehlgeleitete politische Rahmenentschei-
dungen schwächen die Attraktivität des Standortes Nordrhein-Westfalen erheblich. In der 
Folge schwindet die wirtschaftliche Substanz unseres Landes immer stärker. Die kontinuierlich 
steigenden Unternehmensinsolvenzen erreichten im Jahr 2025 mit 6.502 Anträgen das 
höchste Niveau seit 2016 und auch die Arbeitslosenquote bleibt mit 7,9 Prozent im März 2026 
weiterhin hoch, Meldungen über anhaltende Arbeitsplatzverluste in Industrie und Mittelstand 
sind beinahe alltäglich geworden.1,2 Mit jedem Arbeitsplatz, der hier verloren geht, verschwin-
det nicht nur ein Einkommen, sondern auch produktiver Output und Wertschöpfung, die unser 
Land stark gemacht, getragen und den individuellen Aufstieg für viele Menschen ermöglicht 
haben. Selbst wenn Wirtschaftsaufschwung zurückkehrt: Jene Arbeitsplätze werden mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht zurückkehren, die Wertschöpfung findet also künftig anderswo statt. 
Dass der Arbeitsplatzabbau bislang vielfach sozialverträglich, etwa über vorgezogenen Ren-
teneintritt und Abfindungsmodelle, abgefedert wird, darf nicht über die tatsächliche Dimension 
der Entwicklung hinwegtäuschen. Die zunehmenden Wohlstandsverluste werden auf Dauer 
nicht auf einzelne Branchen oder Betroffene begrenzt bleiben, sondern die gesamte Gesell-
schaft treffen. An diesen Zahlen hängen menschliche Existenzen, Lebensentwürfe und Auf-
stiegschancen von Beschäftigten, Selbstständigen, Unternehmern und ihren Familien. 
 
Während andere Regionen in Europa und auch innerhalb Deutschlands langsam wieder Tritt 
fassen, verharrt Nordrhein-Westfalen in einer selbst verursachten wirtschaftlichen Schieflage 
– völlig ohne einen erkennbaren Plan der schwarz-grünen Landesregierung, wie das Land aus 
der Krise herauskommen soll. Selbst die aktuell durch das RWI prognostizierte Erholung der 
Konjunktur durch ein kleines BIP-Wachstum von 0,9 Prozent im Jahr 2026 lässt sich lediglich 
auf einen Kalendereffekt und die Wirkung des schuldenfinanzierten Anstiegs der Staatsaus-
gaben zurückführen, wobei eine erneute Absenkung der Prognose im Laufe des Jahres nicht 

 
1 IT.NRW: NRW: Rund 15 % mehr Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2025, 10.03.2026, abgerufen unter: 
https://www.it.nrw/ (letzter Zugriff: 08.04.2026). 
2 Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt im Überblick - Berichtsmonat März 2026 - Nordrhein-Westfalen, Land, 
abgerufen unter: https://statistik.arbeitsagentur.de/ (letzter Zugriff: (08.04.2026). 

https://www.it.nrw/nrw-mehr-unternehmensinsolvenzen-im-jahr-2025-128203
https://statistik.arbeitsagentur.de/Auswahl/raeumlicher-Geltungsbereich/Politische-Gebietsstruktur/Bundeslaender/Nordrhein-Westfalen.html?nn=25856&year_month=202603
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unwahrscheinlich erscheint.3 Zudem wurden diese Zahlen veröffentlicht, bevor führende Wirt-
schaftsforschungsinstitute ebenso wie die Bundesregierung ihre Jahresprognosen im Zuge 
des andauernden Irankrieges halbierten.4 Das NRW-Prognose dürfte daher schon wieder Ma-
kulatur sein. Eine langfristige Rückkehr auf einen nachhaltigen Wachstumspfad scheint das 
RWI bereits abgeschrieben zu haben, der aktuelle Rohstoffmonitoring-Bericht rechnet in der 
Zeit von 2022 bis 2035 nur noch mit einem durchschnittlichen jährlichen BIP-Wachstum von 
0,4 Prozent.5 Diese Resignation ist fatal. Wir brauchen dringend wieder ein starkes Wirt-
schaftswachstum in Nordrhein-Westfalen. Wachstum ist kein Selbstzweck, sondern die Vo-
raussetzung für die Erneuerung des Aufstiegsversprechens, für sichere Arbeitsplätze, für den 
Traum vom Eigenheim, für neue Chancen für alle, die etwas leisten wollen. 
 
Ministerpräsident Hendrik Wüst und seine Landesregierung verweisen angesichts dieser Ent-
wicklung regelmäßig nach Berlin und auf die Verantwortung des Bundes. Die NRW-Regierung 
entzieht dich damit jeder Verantwortung und macht ihren Einfluss nicht geltend. Das ist politi-
sche Selbstverzwergung. Nordrhein-Westfalen sollte als das einwohner- und wirtschafts-
stärkste Bundesland die gewichtigste Stimme in Berlin sein und deutlich kritisieren, dass die 
von Bundeskanzler Friedrich Merz beim Wahlantritt versprochene Wirtschaftswende mit tief-
greifenden Reformen und wirksamen Entlastungen weiter ausbleibt – mit drastischen Folgen 
für die hiesige Wirtschaft. Die Energiekosten sind weiterhin deutlich zu hoch, nicht nur vor dem 
Hintergrund zusätzlicher Belastungen durch den Irankrieg. Die im Koalitionsvertrag auf Bun-
desebene versprochene Absenkung der Stromsteuer scheint kein Thema mehr zu sein, Bun-
deswirtschaftsministerin Reiche und die Bundesnetzagentur senden widersprüchliche Signale 
bezüglich einer Rückkehr zu marktwirtschaftlicherer Energiepolitik. Auch die angekündigte Bü-
rokratieentlastung um 25 Prozent lässt auf sich warten, konkret beschlossen wurde bisher 
lediglich ein Bruchteil. Es wird – beispielsweise mit dem Bundestariftreuegesetz – eher am 
Gegenteil gearbeitet. Und: Die übermäßigen Belastungen durch das Energieeffizienzgesetz, 
das Lieferkettengesetz oder das Gebäudeenergiegesetz bleiben bestehen, Steuersenkungen 
etwa bei Körperschaftssteuer oder Einkommenssteuer werden verschoben. Und allem voran 
mündet der direkt nach der Bundestagswahl vorgenommene Bruch mit der Schuldenbremse 
nicht wie versprochen in Rekordinvestition in Infrastruktur, sondern in einem massiven Ver-
schiebebahnhof. Das ifo Institut bestätigte jüngst, dass 95% der mit zusätzlichen Schulden 
aufgenommenen Mittel zweckentfremdet wurden.6  
 
Trotz dieser wirtschaftspolitisch herausfordernden Lage setzt die Landesregierung ihren bis-
herigen Kurs unbeirrt fort. Zentrale wirtschafts- und wachstumsfeindliche Maßnahmen des Ko-
alitionsvertrags von CDU und BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN wurden nicht abgeräumt. So be-
stätigt die Landesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 7280, dass sie auch wei-
terhin am vorgezogenen Kohleausstieg 2030, der Verschärfung des Klimaschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalens, den wirtschaftsschädlichen Maßnahmen im Rahmen der dritten Ände-
rung des Landesentwicklungsplans wie dem 5-Hektar-Grundsatz und einem Degressionspfad 
für Kies und Sand, der Einführung einer Kiessteuer und dem Gesetz zur Tarifentgeltsicherung 
festhält.7 All das macht den Staat immer fetter und lässt Menschen und Unternehmen weniger 
Platz zum Wachsen. Auch das Thema Bürokratieabbau spielt weiterhin nur eine 

 
3 Torsten Schmidt et al.: NRW-Wirtschaft 2026: Schritt für Schritt aufwärts, 20.02.2026, abgerufen unter: 
https://www.wirtschaft.nrw/ (letzter Zugriff: 08.04.2026).  
4 Tagesschau: Wachstumsprognose für 2026 mehr als halbiert, 01.04.2026, abgerufen unter: https://www.tages-
schau.de/ (letzter Zugriff: 08.04.2026). 
5 RWI: Studienreihe „Rohstoffmonitoring“ Erster Monitoringbericht, März 2026, abgerufen unter: https://www.wirt-
schaft.nrw/ (letzter Zugriff: 08.04.2026). 
6 Ifo: Die Zweckentfremdung der Sonderverschuldung für Infrastruktur und Klimaschutz muss gestoppt werden!, 
19.03.2026, abgerufen unter: https://www.ifo.de/ (letzter Zugriff: 08.04.2026). 
7 Landtag NRW: Antwort zur Kleinen Anfrage „Stagnation der nordrhein-westfälischen Wirtschaft und kaum Erho-
lung in Sicht – Sind bisher nicht umgesetzte, wirtschafsschädigende Maßnahmen des Koalitionsvertrags jetzt 
noch zu befürchten?“, X.04.2026, Drucksache 18/18434. 

https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/nrw-konjunkturbericht_2026_1.pdf
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/wirtschaftsprognose-institute-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/wirtschaftsprognose-institute-100.html
https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/rwi_projektbericht_studienreihe_rohstoffmonitoring_erster_bericht_maerz_2026.pdf
https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/rwi_projektbericht_studienreihe_rohstoffmonitoring_erster_bericht_maerz_2026.pdf
https://www.ifo.de/standpunkt/2026-03-19/zweckentfremdung-der-sonderverschuldung-muss-gestoppt-werden
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untergeordnete Rolle in der Landespolitik. Das in dieser Wahlperiode erste Beschleunigungs- 
und Entlastungspaket der Landesregierung aus November 2024 ist immer noch nicht vollstän-
dig umgesetzt, insbesondere das wirklich effektive „one in one out“ Prinzip wurde hintenange-
stellt, während gleichzeitig zahlreiche neue Belastungen beschlossen wurden. Im Februar die-
ses Jahres folgte ein zweites Paket, aufgebläht durch zahlreiche kleine Maßnahmen aus allen 
Ressorts, doch beispielsweise ohne eine einzige Maßnahme zur Reduzierung wirtschaftsrele-
vanter Berichts- und Dokumentationspflichten. In beiden Fällen konnte die Landesregierung 
den volkswirtschaftlichen Nutzen oder erwartete Kostenersparnis dieser Pakete nicht quantifi-
zieren. Stattdessen werden effektive Beschleunigungsmaßnahmen zunächst exklusiv für 
Prestigeprojekte wie die Übererfüllung der Windausbauziele durch vereinfachte Genehmi-
gungsverfahren für Groß- und Schwerlasttransporte, das Einsetzen einer eigenen Taskforce 
oder die digitale Artenschutzprüfung genutzt, bevor eine Anwendung für die gesamte Breite 
der Wirtschaft überhaupt bedacht wird. 
 
Die Wirtschaftspolitik – in Deutschland und auch in Nordrhein-Westfalen – muss sich neu aus-
richten. Staatliche Detailsteuerung und planwirtschaftliche Vorstellungen sind nicht die Lö-
sung, sondern Teil des Problems. Die bisherige Wirtschaftspolitik mit teuren, ideologischen 
Sonderwegen, zusätzlichen Belastungen und ohne echte Reformen ist gescheitert. Es muss 
jetzt endlich jeder landespolitische Hebel genutzt werden, um durch eine angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik die Voraussetzungen für nachhaltiges Wachstum, Beschäftigung und neue 
Aufstiegschancen zu schaffen. Gleichzeitig muss Nordrhein-Westfalen Treiber und Impulsge-
ber dafür werden, dass auch die Bundesregierung einen klaren wirtschaftspolitischen Kurs-
wechsel vollzieht, um Deutschland als starken Wirtschaftsstandort zu sichern. 
 
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Nordrhein-Westfalen befindet sich auch infolge einer verfehlten Wirtschaftspolitik der 
Landesregierung in einer anhaltenden wirtschaftlichen Schieflage, die sich in steigenden 
Insolvenzen, hoher Arbeitslosigkeit und fortschreitender Deindustrialisierung manifes-
tiert. Dies führt zu immensen Wohlstandsverlusten.  

• Die Landesregierung setzt – bei ausbleibenden wirtschaftspolitischen Impulsen aus dem 
Bund – weiterhin auf wachstumshemmende Maßnahmen, zusätzliche Belastungen und 
ideologisch geprägte Sonderwege, anstatt die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Nordrhein-Westfalen durch engagiertes Handeln im eigenen Wirkungsbereich zu stär-
ken. 

• Um die anhaltende wirtschaftliche Schwächephase zu überwinden, braucht es einen 
grundlegenden wirtschaftspolitischen Kurswechsel durch eine stärkere Angebotsorien-
tierung, Entlastungen und strukturellen Reformen auf Landes- und Bundesebene. 

 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung,  
 

• kurzfristig ein Maßnahmenpaket für einen wirtschaftspolitischen Aufbruch zur Sicherung 
von Wachstum und Arbeitsplätzen für Nordrhein-Westfalen vorzulegen, das auf eine an-
gebotsorientierte Wirtschaftspolitik setzt; 

• alle Vorhaben, die zusätzliche finanzielle oder bürokratische Belastungen für die Wirt-
schaft zur Folge haben, zu unterlassen,  

• dazu zählen auf Landesebene insbesondere der vorgezogene Kohleausstieg 2030, die 
Verschärfung des Klimaschutzgesetzes Nordrhein-Westfalens, der 5-Hektar-Grundsatz 
und der Degressionspfad für Kies und Sand im LEP, die Einführung einer Kiessteuer 
und das Gesetz zur Tarifentgeltsicherung; 
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• auf Grundlage eines Bürokratiemoratoriums konkrete Vorschläge zur Deregulierung und 
zum Bürokratieabbau sowie für eine umfassende Beschleunigung der Planungs- und 
Genehmigungsverfahren für die gesamte Breite der Wirtschaft vorzulegen und umzuset-
zen, 

• auf Landesebene einen nordrhein-westfälischen Normenkontrollrat einzusetzen und die 
Clearingstelle Mittelstand zu stärken, 

• sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass für Unternehmen mit bis zu 100 Beschäf-
tigten alle Bestellungspflichten für Beauftragte sowie mindestens 50 Prozent der Be-
richtspflichten abgeschafft werden;  

• sich auf Bundesebene für einen Kurswechsel in der Energiepolitik für eine sichere und 
kosteneffiziente Energieversorgung einzusetzen und dabei insbesondere, 

• einen technologieoffenen Kapazitätsmarkt für Strom schnellstmöglich, pragmatisch und 
bürokratiearm zu etablieren, 

• die Stromsteuer auf das europarechtlich zulässige Mindestmaß abzusenken, 

• die räumliche Koordination bei der Standortwahl von Erzeugern, Netzen, Speichern und 
Verbrauchern zu verbessern sowie notwendige Netzausbauten kosteneffizienter und 
schneller zu ermöglichen, 

• das gesamte Förder- und Subventionsregime im Energiebereich auf den Prüfstand zu 
stellen und auf das absolut notwendige Maß zu begrenzen; 

• sicherzustellen, dass die landeseigenen Mittel des Sondervermögens vollständig für zu-
sätzliche Investitionen in die Infrastruktur genutzt werden und möglichst schnell ohne 
komplizierte Förderprogramme investiert werden können; 

• im Bundesrat eine umfassende Initiative zur Stärkung der deutschen Wettbewerbsfähig-
keit durch eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, deutliche steuerliche und bürokra-
tische Entlastungen, kosteneffiziente Energiepolitik, rein marktwirtschaftlichen Klima-
schutz und vollständig zusätzlicher Investitionen aus den Mitteln des Sondervermögens 
einzubringen. 

 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dietmar Brockes 
 
und Fraktion 

 


